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Vertrag über die Schaffung
einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion

zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Deutschen Demokratischen Republik

– Auszug –

Kapitel I
Grundlagen

Artikel 1
Gegenstand des Vertrags

(1) Die Vertragsparteien errichten eine Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion.

(2) Die Vertragsparteien bilden beginnend mit dem 1. Juli 1990 eine Währungsunion mit ei-
nem einheitlichen Währungsgebiet und der Deutschen Mark als gemeinsamer Währung. Die
Deutsche Bundesbank ist die Währungs- und Notenbank dieses Währungsgebiets. Die auf Mark
der Deutschen Demokratischen Republik lautenden Verbindlichkeiten und Forderungen werden
nach Maßgabe dieses Vertrags auf Deutsche Mark umgestellt.

(3) Grundlage der Wirtschaftsunion ist die Soziale Marktwirtschaft als gemeinsame Wirt-
schaftsordnung beider Vertragsparteien. Sie wird insbesondere bestimmt durch Privateigentum,
Leistungswettbewerb, freie Preisbildung und grundsätzlich volle Freizügigkeit von Arbeit, Ka-
pital, Gütern und Dienstleistungen; hierdurch wird die gesetzliche Zulassung besonderer Ei-
gentumsformen für die Beteiligung der öffentlichen Hand oder anderer Rechtsträger am Wirt-
schaftsverkehr nicht ausgeschlossen, soweit private Rechtsträger dadurch nicht diskriminiert
werden. Sie trägt den Erfordernissen des Umweltschutzes Rechnung.

(4) Die Sozialunion bildet mit der Währungs- und Wirtschaftsunion eine Einheit. Sie wird ins-
besondere bestimmt durch eine der Sozialen Marktwirtschaft entsprechende Arbeitsrechtsord-
nung und ein auf den Prinzipien der Leistungsgerechtigkeit und des sozialen Ausgleichs beru-
hendes umfassendes System der sozialen Sicherung.

. . .

GESCHEHEN in Bonn am 18. Mai 1990 in zwei Unterschriften in deutscher Sprache.

Für die Für die
Bundesrepublik Deutschland Deutsche Demokratische Republik
Dr. Theo W a i g e l Dr. Walter R o m b e r g

Quelle: BUNDESZENTRALE FÜR POLITISCHE BILDUNG (Hrsg.): Verträge zur deutschen Einheit. Bonn 1990,
S. 8 f.
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Die unvollendete Transformation
– Ostdeutschlands Wirtschaft zehn Jahre nach Einführung der D-Mark –

Zum Beginn ein Fazit

Von Anfang an gehört zur ostdeutschen Trans-
formation, dass positive und negative Bewertungen
ihrer Ergebnisse und Auswirkungen nebeneinander
bestehen. Gewinner und Verlierer der Transforma-
tion, Erfolg gegen Misserfolg: in diesen Begriffs-
paaren zeigt sich die Ambivalenz der ostdeutschen
Entwicklung.1 Zehn Jahre nach Einführung der D-
Mark hat sich an den harten Kontrasten in den Ur-
teilen nichts geändert.

Die Selektion düsterer Daten ist leicht möglich:
extrem hohe Arbeitslosigkeit in Demmin, dramati-
scher Wohnungsleerstand in Brandenburg, bruch-
artiger Produktionsrückgang in der Schmuck-
industrie, massive Abwanderung aus Hoyerswerda.
Ist denn ausgeschlossen, dass die ostdeutsche
Wirtschaft wieder implodiert, bevor sie sich richtig
entfaltet hat?

Düstere Prognosen dieser Art werden hier nicht
geteilt. In den zehn Jahren seit Einführung der D-
Mark in der DDR ist der Erneuerungsprozess der
ostdeutschen Wirtschaft weit vorangeschritten. Die
Bevölkerung realisiert heute einen Lebensstandard,
der in der sozialistischen Mangelwirtschaft der
DDR nicht vorstellbar gewesen war. An die Stelle
der zusammengebrochenen Produktionsstrukturen
sind Unternehmen gerückt, die sich im Wettbe-
werb bewähren und an den Weltmärkten orientie-
ren müssen. Das Bruttoanlagevermögen der ge-
werblichen Wirtschaft ist weitgehend modernisiert;
es besteht inzwischen schon zu mehr als 80 Pro-
zent aus Anlagen, die nach 1990 errichtet worden
sind. Dem Verfall von Wohnraum und Infrastruk-
tur ist Einhalt geboten, die Erneuerung mit großem
Aufwand vorgenommen worden. Die ökologische
Lebensgrundlage, in der DDR unverantwortlich
beeinträchtigt, wird wiederhergestellt. Die markt-
wirtschaftlichen Institutionen sind in Ostdeutsch-
land fest etabliert und inzwischen eingeübt. Das ist
eine positive Bilanz.

Ostdeutschland wird in einigen Jahren zwei-
fellos einen stabilen Wirtschaftssektor haben, der
sich im internationalen Wettbewerb behaupten

                                                     
1 Zur Vielschichtigkeit der Bewertung der Transformation

vgl. LANG, C.; POHL, R.: Erfolg gegen Misserfolg. Maß-
stäbe für die Beurteilung der wirtschaftlichen Entwicklung
in Ostdeutschland, in: Deutschland-Archiv, Heft 1/2000,
S. 4-18.

kann. Dafür sorgt unternehmerische Initiative, die
darauf gerichtet ist, vom Standort Ostdeutschland
aus mit Innovationen Märkte zu erobern. Die
nachhaltige Dynamik der Industrie belegt, dass
ostdeutsche Unternehmen keineswegs auf verlore-
nem Posten stehen, sondern im scharfen Wettbe-
werb bestehen.

Aber: niemand kann mit Gewissheit voraussa-
gen, wie groß dieser Wirtschaftssektor sein wird.
Es ist denkbar, dass der ostdeutsche Wirtschafts-
sektor zwar wettbewerbsfähig, aber zu klein bleibt,
um alle Beschäftigungswünsche, wie sie heute im
Lande bestehen, zu befriedigen; zu klein auch, um
die gesamtwirtschaftliche Leistung je Einwohner
der in Westdeutschland rasch anzugleichen. Es ist
denkbar – nicht zwingend. Und deshalb bleibt die
unvollendete Transformation eine Herausforde-
rung. Alle Akteure müssen sich weiter voll auf die
Entfaltung des wirtschaftlichen Potenzials Ost-
deutschlands konzentrieren.

Wie das am besten erreicht werden kann, ist
strittig. Eine verbreitete Position ist, dass nach wie
vor auf massive staatliche Wirtschaftsförderung
gesetzt werden muss. Die bisherigen Förderpro-
gramme sind fortzusetzen, auch ist nach neuen An-
sätzen zu suchen. Hinter dieser Position steht die
Einschätzung, dass staatliche Förderung nicht nur
notwendig, sondern auch in der Lage ist, wirksam
zur weiteren Entfaltung der Wirtschaft beizutragen.

Die andere Position ist, dass der marktorien-
tierte Erneuerungsprozess Ostdeutschlands im
Kern von unternehmerischer Aktivität getragen
werden muss. Das Heil ist nicht in neuen Förder-
programmen zu suchen, denn die staatliche Wirt-
schaftsförderung stößt zunehmend an Wirkungs-
grenzen. Die Förderprogramme werden auf den
wirksamen Kern begrenzt; darüber hinaus schafft
der Staat mit einer leistungsfähigen Infrastruktur
optimale Voraussetzungen für die wirtschaftliche
Entwicklung. Diese Position liegt der folgenden
Analyse über den Stand der Transformation und
den bestehenden Handlungsbedarf zugrunde.

Marktorientierter Erneuerungsprozess

Ostdeutschland weist zehn Jahre nach der Ein-
führung der D-Mark ein niedriges Wirtschafts-
wachstum auf. Die Wachstumsrate des Bruttoin-
landsprodukts wird im Jahr 2000 bei rund 2,5 Pro-
zent liegen, und damit (wie bereits seit 1997) nicht
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höher sein als in Westdeutschland. Der „Aufhol-
prozess“ ist ins Stocken geraten. Doch bedeutet
das nicht, dass die Transformationskräfte erlahmt
seien. Nach dem schockartigen Einbruch der Pro-
duktion in den Jahren 1990/91 ist ein durchgrei-
fender struktureller Erneuerungsprozess in Gang
gekommen, der sich bis heute fortsetzt und der die
Basis für eine stabile Entwicklung der Wirtschaft
in der Zukunft legt.

„Erneuerungsprozess“ beschreibt den Struk-
turwandel mit seinen beiden wichtigsten Elemen-
ten: der Etablierung eines privaten Unternehmens-
sektors und dem Umbau der sektoralen Wirt-
schaftsstruktur.

Mit der Privatisierung der DDR-Betriebe durch
die Treuhandanstalt wurde ein Prozess eingeleitet,
der zusammen mit Neugründungen darauf gerich-
tet ist, eine privatwirtschaftliche Unternehmerschaft
als Grundpfeiler der ostdeutschen Wirtschaft zu
verankern. Dies ist gelungen. Nimmt man die Zahl
der IHK-zugehörigen Unternehmen, existieren in-
zwischen annähernd 500.000 (vgl. zu dieser und
den folgenden Angaben Tabelle 1). Die Unter-
nehmensdichte der IHK-Unternehmen erreicht
immerhin schon vier Fünftel des westdeutschen
Wertes. Dabei ist in beachtlichem Umfang unter-
nehmerisches Potential in Ostdeutschland selbst
mobilisiert worden. Rund vier Fünftel der Betriebe
des Produzierenden Gewerbes haben ostdeutsche
Mehrheitseigentümer. In den neuen Bundesländern
(einschließlich Berlin-Ost) gibt es über eine halbe
Million Selbständige.

Der Ausbau des Unternehmenssektors vollzieht
sich als „Suchprozess“, der nicht nur Erfolg, son-
dern auch Misserfolg kennt. Den zahlreichen Ge-
werbeanmeldungen stehen ebenfalls zahlreiche
Gewerbeabmeldungen gegenüber. Dass Unter-
nehmen aus dem Markt wieder ausscheiden, ist
Folge des marktwirtschaftlichen Selektionsprozes-
ses und insoweit nicht ungewöhnlich. Doch haben
ostdeutsche Unternehmen einen vergleichsweise
hohen Anteil an den Unternehmensinsolvenzen in
Deutschland. Die Unternehmensbasis ist in den
neuen Ländern noch nicht als so gefestigt einzu-
schätzen wie die in den alten Ländern.

In Verbindung mit der Entfaltung des Unter-
nehmenssektors vollzieht sich der sektorale
Strukturwandel. An die Stelle der Wirtschafts-
struktur der DDR, die weder vom Branchenmix,
noch von der Produktpalette her überlebensfähig
war, treten neue Strukturen, die sich unter den Be-
dingungen internationalen Wettbewerbs herausbil-
den.

Tabelle 1:
Indikatoren zum Unternehmenssektor in Ost-
deutschland

Indikator

Bestand an IHK-zugehörigen
Unternehmen einschließlich
Kleingewerbetreibende, NBLa

(1.1.2000)

497.130

„Unternehmensdichte“: Anzahl der
IHK-zugehörigen Unternehmen
(ins Handels- oder Genossenschafts-
register eingetragene Unternehmen
und Kleingewerbetreibende)
je 10.000 Einwohner (1.1.2000)

NBLa: 356
ABLc: 450

Betriebe im Handwerk und im
handwerksähnlichen Gewerbe, NBLa,
(31.12.1999)

157.011

Mehrheitseigentümer an Betrieben
des Produzierenden Gewerbes in
Ostdeutschland nach Herkunft
(Juli 1999) IAB-Betriebspanel,
hochgerechnet in Prozent

ostdeutsche 85
westdeutsche 10
ausländische 1
sonstige           4d

Selbständige einschl. mithelfende
Familienangehörige (April 1998)

481.000a

543.000b

Anzahl der Selbständigen
je 100 Erwerbstätige
(April 1998)

NBLa: 8,1
NBLb 8,3
ABL: 10,4

Gewerbeanmeldungen NBLa, 1999 127.552

Gewerbeabmeldungen NBLa, 1999 115.900

Anteil der Insolvenzen NBLb an den
Insolvenzen in Deutschland (bezogen
auf Unternehmen und Freie Berufe),
in Prozent, 1998

31,0

Betriebsgröße im Bergbau und
Verarbeitenden Gewerbe
(September 1998)

NBLb 79,7
ABL  141,9

a Ohne Berlin-Ost. – b Einschließlich Berlin-Ost. – c Nur Flächenlän-
der. – d Öffentliche Eigentümer, kein Mehrheitseigentümer.

Quellen: Deutscher Industrie- und Handelstag; IHK Gesell-
schaft für Informationsverarbeitung mbH; Zentralver-
band des Deutschen Handwerks; Statistisches Bun-
desamt; IAB-Betriebspanel; Berechnungen des IWH.

Das Profil des Strukturwandels ist (gemessen
an der Entwicklung des Anteils an der gesamten
Wertschöpfung) in den letzten Jahren durch die
Ausweitung des industriellen Sektors und der
Dienstleistungen sowie den Rückgang der staat-
lichen Wertschöpfung gekennzeichnet; das Bau-
gewerbe befindet sich nach anfänglich starker Ex-
pansion inzwischen auf dem Rückzug. Das Beson-
dere am Strukturwandel in Ostdeutschland ist
nicht, dass es nebeneinander Expansion und
Schrumpfung in der Produktion der Wirtschafts-
zweige gibt (das ist „normal“), sondern dass die
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Entwicklungsdivergenzen besonders ausgeprägt
sind (vgl. Abbildung 1): außerordentlich kräftige
Expansion hier (an der Spitze Büromaschinen und
Datenverarbeitungsgeräte), beträchtliche Schrump-
fung dort (die Schmuckindustrie als Schlusslicht).

Auf die sieben größten Wirtschaftszweige des
Verarbeitenden Gewerbes entfallen zwei Drittel
der industriellen Produktion (vgl. Tabelle 2). Die
Wachstumsdynamik in diesen „großen“ Bereichen
ist zum Teil überdurchschnittlich, zum Teil unter-
durchschnittlich. Es wertet den ostdeutschen Struk-
turwandel nicht ab, dass besonders dynamische
Wirtschaftszweige (wie Büromaschinenherstellung,
Medizintechnik, Luft- und Raumfahrzeugbau) ein
geringes Gewicht besitzen. Sich neu etablierende
Produktion beginnt naturgemäß auf einem niedri-
gen Produktionsniveau.

Die Divergenz in der Produktionsentwicklung
spiegelt die nunmehr hinzugewonnene Marktori-
entierung der ostdeutschen Wirtschaft wider. Dass
Marktkräfte hinter der strukturellen Erneuerung
stehen, zeigen jene Branchen, die sich im interna-
tionalen Wettbewerb durchsetzen und Marktanteile
zugewinnen können, während gleichzeitig andere
Branchen durch den Wettbewerbsdruck zurückge-
drängt werden. Zugleich wird mit der Divergenz
deutlich, dass staatliche Wirtschaftsförderung
keine hinreichende Bedingung für Erfolg ist: För-

dermaßnahmen wie Investitionszulagen standen
allen Wirtschaftszweigen zur Verfügung. Dennoch
ist es in einigen Branchen nicht gelungen, die
Schrumpfung der Produktion aufzuhalten. Die
Marktorientierung des Erneuerungsprozesses ist
positiv zu bewerten, weil nur dies zu Strukturen
führen kann, die im internationalen Wettbewerb
durchhaltbar sind.

Der strukturelle Erneuerungsprozess ist nach
den zehn Jahren noch nicht abgeschlossen. Bis in
die jüngste Zeit hinein setzt sich die ausgeprägte
Divergenz in der sektoralen Produktion fort, im
Jahre 1999 mit Wachstumsraten zwischen +41
Prozent (Herstellung von Büromaschinen, Daten-
verarbeitungsgeräten und -einrichtungen) und -36
Prozent (Herstellung von Schmuck und ähnlichen
Erzeugnissen). Auch ist das Ausmaß des struktu-
rellen Wandels in Ostdeutschland immer noch hö-
her als in der etablierten Wirtschaft Westdeutsch-
lands.2 Es ist weiterhin mit einer großen Spreizung
der sektoralen Wachstumsraten zu rechnen, wenn-

                                                     
2 Dies folgt aus dem Vergleich von Intensitätsmaßen, die den

Strukturwandel messen. So ergibt beispielsweise die Be-
tragssummennorm für Ostdeutschland im Jahr 1999 einen
Wert von 3,7 deutlich über dem westdeutschen Wert (2,4).
Vgl. zu diesen Intensitätsmaßen MEISSNER, W.; FAS-
SING, W.: Wirtschaftsstruktur und Strukturpolitik. Mün-
chen 1989.

Abbildung 1:
Index der Nettoproduktion 1991/1995/1999 nach Wirtschaftszweigen (1995=100)
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gleich die Spannweite der sektoralen Wachstums-
raten auf lange Sicht abnehmen wird. Wie die
Branchenstruktur künftig aussehen wird, entschei-
det sich im marktmäßigen Wettbewerb und kann
nicht verlässlich prognostiziert werden. Aber letzt-
lich kommt es nicht darauf an, welche Branchen
dominieren, sondern dass die Unternehmen (in
welchen Branchen auch immer) dauerhaft rentabel
sind und somit Einkommen und Arbeitsplätze si-
chern können.

Tabelle 2:
Produktionsentwicklung 1995 bis 1999 der sieben
größten Wirtschaftszweige des Verarbeitenden
Gewerbes

Wirtschaftszweig Gewichta Produktionb

Ernährungsgewerbe 14,2 33,1

Herstellung von
Metallerzeugnissen 12,0 41,7

Chemische Industrie 10,2 29,3

Glasgewerbe, Keramik, Verar-
beitung von Steinen und Erden 8,9 17,1

Maschinenbau 8,7 19,5

Herstellung von Kraftwagen
und Kraftwagenteilen 6,0 85,5

Verlagsgewerbe, Druck-
gewerbe, Vervielfältigung 5,8 38,3

Verarbeitendes Gewerbe
insgesamt 100 37,1

a Anteil an der Produktion im Verarbeitenden Gewerbe, 1999, in Pro-
zent. – b Veränderungen der Nettoproduktion von 1995 bis 1999, in
Prozent.

Quelle: Statistisches Bundesamt.

Mit Blick auf den strukturellen Erneuerungs-
prozess, der marktorientiert verläuft, befindet sich
Ostdeutschland auf einem guten Weg. Gleichwohl
ist der Aufholprozess ins Stocken geraten. „Auf-
holprozess“ beschreibt die allmähliche Anglei-
chung des in Ostdeutschland erwirtschafteten Ein-
kommens an das westdeutsche Niveau. Maßstab
dafür ist die nominale Produktivität (Bruttoin-
landsprodukt in jeweiligen Preisen je Erwerbstäti-
genstunde). Im Jahr 2000 erreicht Ostdeutschland
etwa 60 Prozent des westdeutschen Wertes.3

Simulationsrechnungen des IWH lassen erwarten,
dass die Produktivität bis zum Jahre 2010 auf 65
Prozent des westdeutschen Wertes steigen könnte

                                                     
3 Zu den Ursachen des Produktivitätsrückstands vgl. RAGNITZ,

J.: Warum ist die Produktivität ostdeutscher Unternehmen so
gering?, in: Konjunkturpolitik, H. 3/1999, S. 165-187.

– mehr als heute, aber immer noch weit ab von 100
Prozent (vgl. Abbildung 2).4

Abbildung 2:
Produktivität der neuen Länder im Vergleich zu
Westdeutschland (Westdeutschland = 100): Simu-
lation bis 2010
- Produktivität = Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen
Preisen je Erwerbstätigenstunde -

0

10

20

30

40

50

60

70

19
92

19
93

19
94

19
95

19
96

19
97

19
98

19
99

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

IWH

Quelle: IWH-Sonderheft 2/2000.

Es kann allerdings deutlich besser kommen.
Wenn ostdeutsche Unternehmen beispielsweise ih-
ren Preisrückstand abbauen könnten (noch erzielen
sie für vergleichbare Produkte geringere Preise als
westdeutsche Unternehmen), könnte die Produkti-
vität in den Bereich von 80 Prozent steigen. Einen
weiteren, in seinen Wirkungen ungewissen Ein-
flussfaktor stellt die Erweiterung der EU nach Os-
ten dar. Sie würde den Wettbewerbsdruck erhöhen,
weil Wirtschaftsgebiete mit niedrigen Löhnen ein-
bezogen würden; zugleich brächte sie eine Aus-
weitung des Marktpotentials mit sich, von der ost-
deutsche Anbieter profitieren könnten.

Ostdeutschland kann den Rückstand im erwirt-
schafteten Einkommen gegenüber den alten Bun-
desländern nicht rasch, sondern nur in einem lan-
gen Prozess abbauen. Es ist eine Wertungsfrage,
ob in dem vorerst weiter bestehenden Rückstand
ein Scheitern der Transformation zu sehen ist. Zu
bedenken ist – die Ausrichtung auf „das“ west-

                                                     
4 Vgl. RAGNITZ, J.; DREGER, C.; KOMAR, W.; MÜL-

LER, G.: Simulationsrechnungen zu den Auswirkungen ei-
ner Kürzung von Transferleistungen für die neuen Bun-
desländer. Gutachten im Auftrag der ostdeutschen Länder.
IWH-Sonderheft 2/2000. Die Wachstumsrate für das Brutto-
inlandsprodukt in Preisen von 1991 wird dabei mit einer
durchschnittlichen Wachstumsrate von 1,8 Prozent (West-
deutschland) bzw. 4,1 Prozent (Ostdeutschland) angegeben.
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deutsche Niveau ist fragwürdig. In Westdeutsch-
land bestehen erhebliche regionale Einkommens-
unterschiede (in Rheinland-Pfalz liegt das Brutto-
inlandsprodukt je Einwohner bei knapp 70 Prozent
des benachbarten Hessen), ohne dass dies als un-
erträglich angesehen wird. Die Menschen in Ost-
deutschland können bereits heute einen im inter-
nationalen Vergleich hohen Lebensstandard reali-
sieren, erst Recht im Vergleich zu den Transfor-
mationsländern Mittel- und Osteuropas. So liegt
das Bruttoinlandsprodukt je Einwohner im Ver-
gleich zum EU-Durchschnitt für Polen bei etwa 36
Prozent, Ungarn rund 48 Prozent und Tschechien
bei 60 Prozent (in Kaufkraftparitäten 1998).5

Beschäftigung: Rentabilität entscheidend

Zehn Jahre nach Einführung der D-Mark bleibt
die Beschäftigung ein Schlüsselthema. Die vor-
handenen Arbeitsplätze reichen nicht aus, um den
Beschäftigungswünschen zu entsprechen. Vorerst
ist sogar ein weiterer Rückgang der Beschäftigung
zu befürchten. In dieser unbefriedigenden Situation
darf gleichwohl eine Gegentendenz nicht unbe-
achtet bleiben: es spricht einiges dafür, dass die
Anzahl rentabler Arbeitsplätze ansteigt.

In der öffentlichen Debatte wird immer noch zu
wenig unterschieden, was von der heute vorhande-
nen Beschäftigung bereits rentabel ist und was von
Subventionen abhängt. Zu groß ist die Arbeitslo-
sigkeit; da scheint subventionierte Beschäftigung
besser zu sein als keine. Das ist nicht zukunftwei-
send. Der Staat zahlt Subventionen nicht auf Dauer,
und so bleiben subventionierte Arbeitsplätze latent
gefährdet.

Als „rentabel“ können Arbeitsplätze in Unter-
nehmen gewertet werden, die mit den realisierten
Absatzpreisen die Durchschnittskosten der Pro-
duktion decken und eine angemessene Verzinsung
des eingesetzten Kapitals erzielen. Das Problem ist
die quantitative Abschätzung. Die Statistik liefert
keine Daten darüber, wie viel Arbeitsplätze im de-
finierten Sinne rentabel sind. Indizien sprechen für
ein noch beträchtliches, in der Tendenz aber ab-
nehmendes Defizit an rentablen Arbeitsplätzen.

Die Eckdaten des ostdeutschen Arbeitsmarktes
enthält Abbildung 3. Das Volumen des „ersten“
Arbeitsmarktes (5.823 Tausend Arbeitsplätze im
Jahr 2000) ist nicht mit rentabler Beschäftigung
gleichzusetzen. Ein Teil dieser Arbeitsplätze ist

                                                     
5 Vgl. EUROPÄISCHE ZENTRALBANK: Monatsbericht

2/2000, S. 42.

von Subventionen abhängig.6 Nicht zum ersten
Arbeitsmarkt zählen die direkt subventionierten
Arbeitsplätze im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik
(Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Strukturanpas-
sungsmaßnahmen: 290 Tausend Arbeitsplätze). Es
ist möglich, dass einige dieser Arbeitsplätze auch
ohne Subventionierung verfügbar wären und inso-
fern zur rentablen Arbeit gezählt werden müssen.
Unter der Annahme, dass sich am ersten Arbeits-
markt mehr subventionsabhängige Arbeitsplätze
finden als rentable Arbeit unter den Maßnahmen
im Rahmen von ABM/SAM, ist der Umfang der
rentablen Arbeit geringer, als es der Anzahl der
Arbeitsplätze am ersten Arbeitsmarkt entspricht.

Abbildung 3:
Eckdaten zum ostdeutschen Arbeitsmarkt
- in 1.000 Personen -

ET1

PES

AMP

RAL

NAE

0

2.000

4.000

6.000

8.000

10.000

12.000

1996 1997 1998 1999 2000 2001

Personen im erwerbsfähigen Alter (10.730)

NAE: Nicht-Erwerbstätige im erwerbsfähigen Alter (2.689)
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AMP: Arbeitsmarktpolitik (566)
PES: Auspendler abzüglich Einpendler (322)

ET1: Arbeitsplätze im ersten Arbeitsmarkt (Inland) (5.823)
Werte: Angaben für 2000, in 1.000

IWH

Quellen: Bundesanstalt für Arbeit; Statistisches Bundesamt;
Berechnungen des IWH.

Weitere Anhaltspunkte für ein noch bestehen-
des Defizit an rentablen Arbeitsplätzen liefern
Untersuchungen über die Wettbewerbsfähigkeit
von Unternehmen. Wettbewerbsfähigkeit der Un-
ternehmen und Rentabilität der Arbeitsplätze gehö-
ren zusammen. Latent gefährdet sind Arbeitsplätze

                                                     
6 Es muss sich dabei nicht um direkte Subventionen von Ar-

beitsplätzen handeln. Prototypisch für indirekte Subven-
tionsabhängigkeit ist das Baugewerbe. Die massive Förde-
rung des Wohnungsbaus hat eine erhebliche Baunachfrage
erzeugt und damit zur Ausweitung der Anzahl der Arbeits-
plätze in der Bauwirtschaft beigetragen. Mit der Beendi-
gung der Subventionierung gehen viele Arbeitsplätze wie-
der verloren. In der Spitze im Jahr 1995 beschäftigte die
Bauwirtschaft etwa eine Million Erwerbstätige, heute sind
es bereits weniger als 800.000 Personen.
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in jenem Unternehmenssegment, das geringe Er-
folgs- und hohe Risikopotentiale aufweist. In einer
Studie über Management-Buy-Outs (MBO) wurden
Mitte der neunziger Jahre 17 Prozent der MBOs
als „Unternehmen mit hohem Sanierungs- und
Konsolidierungsbedarf“ eingestuft, 36 Prozent als
„Unternehmen mit Wachstumstendenzen in Ver-
gangenheit und Zukunft, aber umfangreichen Li-
quiditäts- und Absatzproblemen“.7 In einer jünge-
ren Auswertung von Unternehmensdaten des IAB-
Betriebspanels wurde ein Fünftel der Unternehmen
als „Nachhut“ (wachstums- und investitionsschwach)
gekennzeichnet, 15 Prozent waren „Vorbereiter“
(investitionsstark, aber noch wachstumsschwach).8

Diese Zahlen lassen vermuten, dass unter den vor-
handenen Arbeitsplätzen mehr als eine vernachläs-
sigbare Quote noch nicht rentabel ist.

Im Verlauf der letzten Jahre hat die Anzahl
rentabler Arbeitsplätze vermutlich zugenommen.
Im strukturellen Erneuerungsprozess haben sich
einige Branchen als sehr dynamisch erwiesen. Die
Unternehmen dieser Branchen wachsen allmählich
in die Gewinnzone und behaupten sich aus eigener
Kraft am Markt. Damit werden sie und ihre Ar-
beitsplätze rentabel. Als ein Beleg steigender Wett-
bewerbsfähigkeit kann gelten, dass die Industrie-
unternehmen immer mehr auf überregionalen
Märkten Fuß fassen (vgl. Tabelle 3). Die Industrie-
unternehmen erzielen inzwischen fast die Hälfte
ihres Umsatzes außerhalb der neuen Bundesländer.
Die Auftragseingänge bei der ostdeutschen Indu-
strie aus dem Ausland sind weitaus dynamischer
als die aus dem Inland. Letztlich hängt die Wett-
bewerbsfähigkeit auch von Forschung und Ent-
wicklung ab. Sie liegt in Ostdeutschland keines-
falls brach, wenngleich die Intensität der For-
schung gegenüber Westdeutschland noch niedrig
ist (vgl. Patentanmeldungen und FuE-Aufwendun-
gen in Tabelle 4). Die Ausgaben für Hochschulen
und deren Ausstattung mit wissenschaftlichem
Personal sind ein Indiz dafür, dass Forschungspo-
tentiale an den Hochschulen vorhanden sind, von
denen die Wirtschaft profitieren kann.

                                                     
7 Vgl. BARJAK, F.; HEIMPOLD, G.; JUNKERNHEINRICH,

M.; LOOSE, B.; SKOPP, R.: Management-Buy-Outs in
Ostdeutschland. IWH-Sonderheft 2/1996, insbesondere
S. 179 ff.

8 Kriterien für die Eingruppierung der Unternehmen waren
drei Merkmale (Umsatz, Beschäftigung, Investitionsinten-
sität). Allerdings wurden vorerst nur Daten eines Jahres
(1998) ausgewertet. Vgl. LOOSE, B.: Determinanten des
betrieblichen Wachstums im ostdeutschen Verarbeitenden
Gewerbe. IWH-Diskussionspapiere Nr. 99, Juli 1999.

Vor dem Hintergrund dieser Beobachtungen ist
mit einer gegenläufigen Entwicklung in der Be-
schäftigung zu rechnen. Auf der einen Seite wird
die Anzahl rentabler Arbeitsplätze weiter zuneh-
men. Eine Reihe von Unternehmen sind bereits
wettbewerbsfähig, andere werden es. Sie sorgen
für die Ausweitung rentabler Arbeitsplätze. Damit
ist aber unmittelbar keine Ausweitung der gesamten
Beschäftigung verbunden, denn ein Arbeitsplatz,
der rentabel wird, war auch vorher schon vorhan-
den (wenn auch unrentabel). Gleichzeitig werden
unrentable Arbeitplätze verloren gehen, weil wett-
bewerbsunfähige Unternehmen ausscheiden. In der
Summe führt das zu einer paradox anmutenden
Entwicklung. Die Lage am Arbeitsmarkt wird

Tabelle 3:
Auftragseingang und Absatzregionen ostdeutscher
Industriebetriebe

Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe,
Wertindex, Veränderung 1999 gegenüber 1995
in Prozent,

aus dem Inland
aus dem Ausland

14,8
111,9

Umsätze der Industriebetriebe nach
Absatzregionen (Basis: IAB-Betriebspanel
hochgerechnet), 1998, Anteile in Prozent,

Absatz in den neuen Ländern
in den alten Ländern
im Ausland

56
33
11

Nachrichtlich:
Exportquote (Anteil des Auslandsumsatzes am
Gesamtumsatz) des Bergbaus und des Verar-
beitenden Gewerbesa, 1998, in Prozent 18

a Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten.

Quellen: Statistisches Bundesamt; IAB-Betriebspanel; Be-
rechnungen des IWH.

Tabelle 4:
Ausgewählte Indikatoren zur Forschung

Patentanmeldungen 1995-1998
je 100.000 Einwohner, Anzahl

NBL: 70
ABL: 249

FuE-Aufwendungen im Wirtschafts-
sektor in DM je Einwohner, 1997

NBL: 215
ABL: 792

Ausgaben der Hochschulen
in DM je Einwohner, 1995-1997

NBL: 1.631
ABL: 1.724

Wissenschaftliches und künstlerisches
Personal je 100.000 Einwohner,
Durchschnitt 1995-1998

NBL: 214
ABL: 248

NBL: neue Länder ohne Berlin Ost. – ABL: nur Flächenländer.

Quellen: Deutsches Patent- und Markenamt; Statistisches
Bundesamt; Wissenschaftsstatistik GmbH im Stifter-
verband für die Deutsche Wissenschaft; Berechnun-
gen des IWH.
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schlechter (es gibt insgesamt weniger Arbeitsplätze)
und zugleich besser (unter den verbliebenen Ar-
beitsplätzen steigt die Anzahl rentabler Arbeits-
plätze).

Die Situation am Arbeitsmarkt bleibt damit an-
gespannt. Die „Beschäftigungslücke“ (Arbeitsu-
chende abzüglich vorhandene Arbeitsplätze) er-
reicht derzeit eine Größenordnung von rund 1,5
Millionen Arbeitsplätzen.9 Noch größer wäre sie,
wenn man die zwar (noch) vorhandenen, aber nicht
rentablen und daher gefährdeten Arbeitplätze hin-
zuzählte (deren Volumen allerdings unbekannt ist).

„Entlastung“ für den Arbeitsmarkt ist nicht von
der demographischen Entwicklung zu erwarten.
Zwar wird die Bevölkerung im erwerbsfähigen Al-
ter langfristig zurückgehen, Projektionen zufolge
in zwanzig Jahren um 11 Prozent oder 1,2 Millio-
nen Personen unter dem heutigen Wert liegen.10

Da aber geburtenstarke Jahrgänge der achtziger
Jahre auf den Arbeitsmarkt drängen, ist zumindest
bis 2010 mit keiner nennenswerten Reduktion des
Erwerbspersonenpotenzials zu rechnen. Im übrigen
ist selbst ein rückläufiges Erwerbspersonenpoten-
zial nicht unbedingt mit niedrigerer Arbeitslosig-
keit verbunden. Sofern die Bevölkerungszahl eben-
falls schrumpft, käme es via verminderter Güter-
nachfrage (wenn sich dies nicht z. B. über stei-
gende Exporte ausgleichen lässt) zu Minderbe-
schäftigung; bei gleicher Bevölkerung würden we-
niger Erwerbstätige höhere Belastungen durch
Rentenbeiträge tragen müssen, mit dämpfenden
Wirkungen auf die Beschäftigung.

                                                     
9 Zur Abschätzung einer Beschäftigungslücke sind Setzun-

gen über Arbeitssuchende und vorhandene Arbeitsplätze
erforderlich. Die Anzahl der Arbeitsuchenden wurde hier
wie folgt abgeschätzt (Werte für 2000, in Tsd. Personen):
Ausgangspunkt ist die Anzahl der Personen im erwerbsfä-
higen Alter (10.730). Es wird unterstellt, dass 25 Prozent
davon nicht am Arbeitsmarkt aktiv sind (das entspricht dem
tatsächlichen Wert für 2000). Weiterhin wird unterstellt,
dass die Unterbeschäftigung auf 5 Prozent – bezogen auf
die Erwerbspersonen – reduziert werden kann. Die Anzahl
der Arbeitsuchenden ist gleich den Personen im erwerbsfä-
higen Alter abzüglich der nicht-aktiven Erwerbspersonen
abzüglich der friktionellen Unterbeschäftigung. Es ergibt
sich ein Wert von 7.639. Davon werden abgezogen die An-
zahl der Arbeitsplätze am ersten Arbeitsmarkt (Inlands-
konzept, 5.823) sowie der Pendlersaldo (Auspendler ab-
züglich Einpendler: 322). Es verbleibt die Beschäftigungs-
lücke (Inlandskonzept). Das Ergebnis hängt maßgeblich
von der unterstellten Quote der nicht-aktiven Erwerbsper-
sonen und der angesetzten Unterbeschäftigungsquote ab.

10 Vgl. hierzu und zum Folgenden KEMPE, W.: Steigende
Erwerbsneigung kompensiert demographischen Rückgang
der erwerbsfähigen Bevölkerung in der Zukunft, in: IWH,
Wirtschaft im Wandel 4/2000.

Auch wenn ein kräftiger Beschäftigungsauf-
schwung nicht in Sicht ist, darf die Beschäftigung
nicht als hinzunehmende Größe betrachtet werden.
Das Beschäftigungsvolumen hängt vom Tun und
Unterlassen der wirtschaftlichen Akteure ab. Mehr
Arbeitsplätze entstehen, wenn mehr Unternehmen
wettbewerbsfähig werden und mit den Märkten
wachsen. Dass die Unternehmer das ihnen Mögli-
che tun, um ihre Unternehmen am Markt fest zu
etablieren, ergibt sich aus ihrem Eigeninteresse
und kann unterstellt werden. Aber die Wettbewerbs-
fähigkeit wird auch von gestaltbarer Politik beein-
flusst, der Lohnpolitik und der staatlichen Wirt-
schaftspolitik. Beides wird nun ins Blickfeld gerückt.

Lohnangleichung: eine Frage der Gerechtigkeit
– aber welcher?

Ostdeutschland ist mit einer unerfreulichen Al-
ternative konfrontiert: entweder den Lohnrück-
stand gegenüber Westdeutschland rasch abbauen
und damit eine Ausweitung der Arbeitslosigkeit
riskieren oder die Beschäftigung bei moderater
Lohnentwicklung stabilisieren und dafür einen
Lohnrückstand weiter hinnehmen. Die Lohnfrage
entwickelt sich immer mehr zum Prüfstein für das,
was an Spannungen in der Gesellschaft ausgehal-
ten werden kann. Spannung erzeugt nicht nur der
anhaltende Lohnrückstand der neuen gegenüber
den alten Ländern. Spannung entsteht auch durch
die Lohndifferenzierung in den neuen Ländern.

Ostdeutschland als Niedriglohngebiet: das ist
keine stabile Lösung. Leistungsfähige Erwerbsper-
sonen würden abwandern mit der Folge, dass sich
in Ostdeutschland kaum mehr als lokale Produk-
tion halten könnte. Schon im Jahr 1990 hatte es der
Sachverständigenrat so gesehen: „Der Aufbau ei-
ner auf Niedriglöhne ausgerichteten Wirtschafts-
struktur im Osten der Bundesrepublik wäre in je-
dem Fall ein Fehler. Niedrige Löhne – niedrig im
Vergleich zu Westdeutschland – wird es nur in ei-
ner Übergangszeit geben können, nicht auf Dauer,
weil der Arbeitsmarkt im Osten mit dem im Wes-
ten zusammenwachsen wird“.11 Das Ziel der
Lohnangleichung ist nicht zu bestreiten. Das
Problem ist das Tempo (besser: die Langsamkeit),
mit dem (der) sich das Ziel realisieren lässt.12

                                                     
11 SACHVERSTÄNDIGENRAT ZUR BEGUTACHTUNG

DER GESAMTWIRTSCHAFTLICHEN ENTWICKLUNG:
Jahresgutachten 1990/91, Ziffer. 308.

12 Der Sachverständigenrat (a. a. O.) hatte vorsorglich ge-
warnt: „Die Tarifparteien in den neuen Bundesländern
sollten die im Marktmechanismus angelegte Tendenz zu
einer Annäherung der Löhne an die im Westen jedoch nicht
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Die ostdeutschen Bruttomonatsverdienste er-
reichten 1999 gut 75 Prozent des westdeutschen
Niveaus (vgl. Abbildung 4, Tabelle 5).13 Der Rück-
stand wird als eine Diskreditierung empfunden
(„Bürger zweiter Klasse“). Aus dem subjektiven
Empfinden, gleiches zu leisten wie im Westen,
leiten viele Ostdeutsche drängend den Anspruch ab,
wie im Westen zu verdienen. Auf kein Verständnis
trifft, wenn gleichartige Arbeit bei einem Arbeit-
geber, vor allem im öffentlichen Dienst, ungleich
entlohnt wird. Die „rasche Angleichung der Löhne“
wird als Gebot der Gerechtigkeit gesehen und nicht
mehr nur von Gewerkschaften gefordert.14

                                                                              
forcieren“. Aber dass der Marktmechanismus so langsam
wirkt, hatte auch der Sachverständigenrat nicht geahnt.

13 Da bei niedrigeren Einkommen auch niedrigere Steuersätze
gelten, ist der Rückstand bei den Nettoverdiensten gerin-
ger. So lagen 1998 die Nettolöhne und -gehälter Ost-
deutschlands bei 86 Prozent des westdeutschen Niveaus.
Nimmt man noch hinzu, dass die Verbraucherpreise in den
neuen Ländern unter denen in den alten liegen (was vor al-
lem auf niedrigere Mieten zurückzuführen ist), schrumpft
der Rückstand in realer Rechnung weiter.

14 In der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 14.4.2000
war unter der Überschrift „Stolpe fordert Angleichung der
Löhne zwischen Ost und West“ zu lesen. „Die Anglei-
chung der Einkommen zwischen den alten und den neuen
Bundesländern sei eine Frage der Gerechtigkeit, sagte der
brandenburgische Ministerpräsident Stolpe (SPD): ‚... Die
Ungleichheiten würden zehn Jahre nach der Einheit als
Ungerechtigkeiten empfunden.‘ Stolpe forderte deshalb
‚eine baldmögliche Lohnangleichung’. Allerdings sei er
‚kein Freund von Terminsetzungen.’“ In der Leipziger
Volkszeitung vom 8.4.2000 verlangte FDP-Generalsekretär
Westerwelle: „Zehn Jahre nach der staatlichen Einheit
muss die Regierung für einen festen Zeitplan der Leis-

Tabelle 5:
Daten zum Angleichungsstand der Löhne und Ge-
hälter, 1999
- Werte für die neuen Länder und Berlin-Ost in Relation
zu den Wertes des früheren Bundesgebietes in % -

Bereich Relation

Gesamtwirtschaft, je Arbeitnehmera

   Bruttolohn und -gehaltsumme
   Nettolohn und -gehaltsumme

77,2
86,1

Produzierendes Gewerbe
   Bruttomonatsverdienste der Angestellten
   Bruttowochenverdienste der Arbeiter
   Bruttostundenverdienste der Arbeiter
   Nachrichtlich:
   bezahlte Wochenstunden der Arbeiter

74,4
75,6
71,5

105,2

Handwerk
   Bruttostundenverdienste, männl. Gesellen 68,3

Kreditgewerbe
   Bruttomonatsverdienste der Angestellten 77,7

Versicherungsgewerbe
   Bruttomonatsverdienste der Angestellten 86,0

Baugewerbe
   Tarifliche Ecklöhne/-gehälter je Monat
   Effektivlöhne je Stunde (Arbeiter)

91,1
73,6

Stahlindustrieb

   Tarifliche Ecklöhne/-gehälter je Monat
   Effektivlöhne je Stunde (Arbeiter)

100,0
81,5

Chemie
   Tarifliche Ecklöhne/-gehälter je Monat
   Effektivlöhne je Stunde (Arbeiter)

82,0
65,2

Öffentlicher Dienst
   Tarifliche Ecklöhne/-gehälter je Monat 86,5

a Daten für 1998, noch nicht auf ESVG umgestellt. – b Erzeugung von
Roheisen, Stahl- und Ferrolegierungen.

Quellen: Statistisches Bundesamt, Fachserie 16 und 18; Bun-
desministerium für Arbeit, Tarifvertragliche Arbeits-
bedingungen im Jahr 1999, Bonn 2000.

Ginge es nur um Löhne, ließe sich die rasche
Angleichung realisieren; aber es geht auch um Be-
schäftigung. Wenn die Löhne im Zuge der „ra-
schen Angleichung“ der Produktivitätsentwicklung
vorauseilen, machen steigende Arbeitskosten Pro-
duktion unrentabel, Arbeitskräfte werden entlas-

                                                                              
tungsgerechtigkeit sorgen.“ FDP-Vize Brüderle sagte, die
Ungleichbehandlung sei auf Dauer nicht hinnehmbar.
Schließlich berichtet die Frankfurter Allgemeine Zeitung
am 17.5.2000 unter der Überschrift „CDA will gleichen
Lohn“: „Der Arbeitnehmerflügel in der Union fordert die
Lohnangleichung in Ostdeutschland an das Westniveau.
‚Gleicher Lohn für gleiche Arbeit in ganz Deutschland.’
Das hat der Vorsitzende der Christlich-Demokratischen
Arbeitnehmerschaft Deutschlands, Rainer Eppelmann ...
gesagt.“

Abbildung 4:
Löhne und Produktivität in der Gesamtwirtschaft
in Relation zu Westdeutschland
- Westdeutschland = 100 -
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Quellen: Statistisches Bundesamt, Stand: März 1999 Werte
sind noch nicht auf das ESVG 1995 umgestellt; 1999
und 2000 Schätzungen des IWH.
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sen. Die Lohnangleichung erzeugt dann ihrerseits
Ungerechtigkeit: gegenüber den Arbeitslosen.

Die Produktivität gibt vor, was ohne Gefähr-
dung der Beschäftigung an Löhnen möglich ist.15

Gegenwärtig liegt die Arbeitsproduktivität Ost-
deutschlands bei etwa 60 Prozent des westdeut-
schen Wertes. Der Rückstand wird sich erst all-
mählich abbauen, aber noch auf Jahre erheblich
bleiben (vgl. Abbildung 4). Das ist keine gute Vor-
aussetzung für rasche Lohnanpassungen.

Aber besteht der Produktivitätsrückstand wirk-
lich? Ostdeutsche Arbeitnehmer fühlen sich in ihrer
individuellen Leistung gegenüber Westdeutschen
nicht „rückständig“. Mit der Produktivität wird
freilich nicht die individuelle Leistung der Arbeit-
nehmer gemessen, sondern die von den Unterneh-
men am Markt durch Absatz realisierte Wertschöp-
fung (Umsatz abzüglich Vorleistungen) bezogen
auf die Anzahl der Arbeitnehmer. Eckdaten für die
Produktivitätsberechnung enthält Tabelle 6.

Tabelle 6:
Eckdaten zur Produktivitätsberechnunga, 1998

NBL ABL

Bruttoproduktionswert in Mrd. DM 836,9 6.412,8

Vorleistungen in Mrd. DM 525,7 4.038,2

Bruttowertschöpfung in Mrd. DM 311,2 2.478,6

Erwerbstätige in 1.000 Personen 4.690 22.279

Produktivität je Erwerbstätigen
in 1.000 DM 66,36 111,25

Nachrichtlich:
Produktivität, ABL=100 59,65

a Unternehmen ohne Wohnungsvermietung, Angaben noch nicht auf
ESVG 1995 umgestellt.

Quellen: Statistisches Bundesamt; Schätzungen des IWH.

Der Produktivitätsrückstand widerspiegelt, dass
die ostdeutschen Unternehmen immer noch eine
– im Vergleich zu ihrer auswärtigen Konkurrenz –
geringe Wertschöpfung erzielen. Den Abstand zu
verringern (indem die Unternehmen ihre Produkt-
palette, ihre Preiswürdigkeit, ihre Produktions-

                                                     
15 Entscheidend sind hier Ursache und Wirkung. Wenn die

Produktivität durch innovative technische Ausstattung, er-
höhte Qualifikation, verbesserte Organisation der Betriebe
oder durch höhere Absatzpreise steigt, können die Löhne in
diesem Rahmen ohne Gefährdung der Beschäftigung ange-
hoben werden. Produktivitätssteigerungen können aber
auch die rechnerische Folge starker Lohnanhebungen sein.
Wegen des Lohndrucks werden die relativ unproduktiven
Arbeitsplätze als erste ausscheiden, sodass die Arbeits-
plätze mit höherer Produktivität verbleiben. Dieser Weg
impliziert Entlassungen.

technologien verbessern), braucht mehr Zeit, als
Geduld bei den Arbeitnehmern vorhanden zu sein
scheint.

Der 60-Prozent-Wert für den Produktivitätsver-
gleich markiert einen gesamtwirtschaftlichen Durch-
schnitt. Spitzenbranchen und Spitzenunternehmen
weisen einen geringeren Rückstand auf oder über-
flügeln die auswärtige Konkurrenz sogar. In nach-
hinkenden Branchen und Unternehmen ist der Rück-
stand dagegen noch größer (vgl. Abbildung 516).
Würden die Löhne durchgängig an der Spitzenpro-
duktivität orientiert, sähen sich die nachhinkenden
Unternehmen und Branchen mit einem Lohnkos-
tendruck konfrontiert, der sie zu Entlassungen
zwingen würde. Um das zu vermeiden, müssen die
Löhne entsprechend dem Produktivitätsgefälle
differenziert werden. Dadurch würden allerdings
gleich qualifizierte Arbeitnehmer je nach dem Pro-
duktivitätsstand des Unternehmens, in dem sie ge-
rade beschäftigt sind, unterschiedlich entlohnt
– was möglicherweise wieder als ungerecht emp-
funden wird (auch wenn es in Marktwirtschaften
normal ist).

Lohndifferenzierung wird schließlich durch
mobile Arbeitnehmer erzwungen. Sie akzeptieren
Arbeit im Osten nur zu Löhnen, zu denen sie auch
im Westen Beschäftigung fänden. Werden diese
Arbeitnehmer, beispielsweise aufgrund ihre spezi-
fischen Qualifikationen, in den Unternehmen be-
nötigt, kommt es dazu, dass in den Betrieben ei-
nige Arbeitnehmer „westlich“ entlohnt werden,
während andere Arbeitnehmer wegen des Produk-
tivitätsrückstands Abschläge hinnehmen müssen.
Das kann ebenfalls mit Gerechtigkeitsvorstellun-
gen kollidieren.

Im öffentlichen Dienst beträgt der Angleichungs-
stand an die westdeutschen Löhne 86,5 Prozent
(vgl. Tabelle 5). Zum 1. Januar 2002 ist eine An-
gleichung auf 90 Prozent vereinbart. Die unter-
schiedliche Entlohnung kann nicht mit Produkti-
vitätsunterschieden begründet werden. Der Staat
setzt nichts am Markt ab, folglich gibt es keine am
Markt realisierte Wertschöpfung, die Maßstab für
die Entlohnung sein könnte. Allerdings stellt sich
bei der Lohnangleichung die Finanzierungsfrage.
Die Personalausgaben der ostdeutschen öffent-

                                                     
16 Die statistische Basis für die Berechnung sektoraler Pro-

duktivität ist schwach. Die hier präsentierten Zahlen basie-
ren auf Berechnungen des DIW und weichen teilweise von
entsprechenden Angaben des Statistischen Bundesamtes
ab. Hier geht es allerdings weniger um den konkreten Wert
für eine spezielle Branche als vielmehr um die Vermittlung
eines Eindrucks von dem Produktivitätsgefälle.
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lichen Haushalte liegen bei 42 Mrd. DM (1998).
Eine vollständige Angleichung würde zusätzliche
Ausgaben in einer Größenordnung von 6 Mrd. DM
verursachen. Dies zu finanzieren, erfordert Ein-
schnitte anderswo (verstärkter Personalabbau, Kür-
zung von Investitionen) oder eine bedenkliche
Ausweitung der Verschuldung. Zusätzliche Finan-
zierungsmittel aus Westdeutschland etwa im Rah-
men des Finanzausgleichs sind nicht zu erwarten.

Unbedenklich wäre die Lohnangleichung, wenn
die originäre Steuerkraft Ostdeutschlands steigt.
Sie lag 1998 aber erst bei 34 Prozent des westdeut-
schen Niveaus, eine rasche Angleichung ist nicht
in Sicht. Können die Grenzen des Leistbaren bei
der Besoldung des öffentlichen Dienstes ignoriert
werden? Einmal mehr stellte sich die Frage der
Gerechtigkeit. Ist es vertretbar, die Löhne im öf-
fentlichen Dienst rasch auf westliches Niveau zu
heben, wenn die privaten Wirtschaftssektoren an-
gesichts des Produktivitätsrückstands weiterhin
Abschläge hinnehmen müssen?

Die Lohnfrage gehört zum Diffizilsten, was die
unvollendete Transformation zu bieten hat. Das
Kernproblem ist die Kollision zwischen den als ge-
recht empfundenen Löhnen und der ebenfalls ge-
wünschten Beschäftigung. Es ist offen, ob der mo-

derate lohnpolitische Kurs der letzten Jahre weiter
durchgehalten werden kann.17 Soweit der einzelne
Arbeitnehmer glaubt, von der bei rasch steigenden
Löhnen allfälligen Ausweitung der Arbeitslosig-
keit nicht selbst betroffen zu werden, entspricht es
individueller Rationalität, für die Lohnangleichung
zu votieren. Aus gesellschaftlicher Sicht kann die
Arbeitslosigkeit nicht hingenommen werden; er-
forderlich ist eine strikt an der Produktivität ausge-
richtete Lohnsetzung.

Es gibt Möglichkeiten, den Konflikt zwischen
Löhnen und Beschäftigung zu mildern. Ein Thema
ist die Arbeitszeit. Den im Vergleich zu West-
deutschland niedrigeren Stundenlöhnen stehen
längere Monatsarbeitszeiten gegenüber (vgl. Ta-
belle 5). Um die Monatseinkommen und damit die
Kaufkraft der Arbeitnehmer möglichst hoch zu

                                                     
17 Die folgende Tabelle zeigt die Lohnentwicklung (L=Ein-

kommen aus unselbständiger Arbeit im Inland je beschäf-
tigten Arbeitnehmer) und die Entwicklung der Verbrau-
cherpreise (P), jeweils Veränderung gegenüber dem Vor-
jahr in Prozent

92 93 94 95 96 97 98 99

L 37,6 15,0 7,1 6,5 3,8 2,6 0,7 2,4

P 13,4 10,6 3,6 1,9 1,9 2,3 1,1 0,4

Quelle: Statistisches Bundesamt; 1999 Schätzung des IWH.

Abbildung 5:
Wertschöpfungsvolumen in Ostdeutschland je Beschäftigten  in Relation zu Westdeutschland
- in Preisen von 1995, Westdeutschland = 100 -
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halten, wäre es sinnvoll, vorerst auf Kürzungen der
Arbeitszeit zu verzichten. Ein weiteres Thema sind
vermögensbildende Maßnahmen wie Investiv-
löhne. Ein Teil des Lohnes würde nicht ausgezahlt,
sondern kapitalbildend (im Betrieb) angelegt. Der
Arbeitnehmer betreibt dann Vermögensbildung;
das Unternehmen erhielte Finanzierungsmittel. Ein
drittes Thema sind Erlösbeteiligungen. Neben fi-
xiertem Lohn würden flexible Lohnbestandteile
vereinbart, die an den Erlös oder Gewinn des Un-
ternehmens gekoppelt sind. Der Arbeitnehmer
hätte den Vorteil, von einer günstigen Entwicklung
seines Betriebes mit dem Einkommen zu profitie-
ren; das Unternehmen hätte den Vorteil, dass die
Lohnkostenbelastung mit dem Unternehmens-
erfolg verbunden wird. Der Arbeitnehmer müsste
ein höheres Einkommensrisiko in Kauf nehmen
(die Erlöskomponente des Lohnes ist unsicher);
dafür verringerte sich sein Arbeitsplatzrisiko (hohe
Fixlöhne verstärken dagegen bei schlechter be-
trieblicher Entwicklung den Entlassungsdruck).

Marktprozesse plus aktiver Staat

Zehn Jahre nach Einführung der D-Mark bleibt
der Staat weiter gefordert, an der Vollendung der
Transformation mitzuwirken. Gleichwohl bestim-
men immer stärker Marktprozesse deren Fortgang.

Von Anfang an hat der Staat eine dominante
Rolle im Aufbau Ost gespielt. Er hat den institu-
tionellen Rahmen gesetzt (Währungsunion, Treu-
handanstalt, Rechtssystem, Steuersystem), staat-
liche Vorleistungen erbracht (Infrastruktur, Bil-
dungssystem, ökologische Erneuerung), private
Wirtschaftsaktivität massiv unterstützt (Investi-
tionszulagen, Sonderabschreibungen, zinsgünstige
Kredite). Ohne diese Aktivitäten hätte die ostdeut-
sche Wirtschaft im harten internationalen Wettbe-
werb keine Chance gehabt; Produktion von han-
delbaren Gütern wäre am Standort Ostdeutschland
kaum entstanden.

Die Subventionsintensität war von Anfang an
hoch, und sie ist es trotz rückläufiger Tendenz
immer noch (vgl. Abbildung 6). Das staatliche En-
gagement hat Nebenwirkungen. Subventionsmen-
talität ist entstanden (nicht nur bei den Unterneh-
mern, die Subventionen erhalten; auch bei den Bü-
rokratien und Politikern, die Subventionen vertei-
len). In der Bevölkerung besteht die Fehleinschät-
zung, wirtschaftliche Probleme seien vom Staat zu
lösen, und der könne das auch. Viel ist immer noch
von staatlichen Programmen die Rede, wenig von
der Eigenverantwortung „der Wirtschaft“. Über-
haupt spielen Unternehmerpersönlichkeiten in der

öffentlichen Wahrnehmung kaum eine Rolle, ob-
wohl das Unternehmertum Basis der marktwirt-
schaftlichen Erneuerung ist.

Trotz der unverkennbaren Risiken staatlicher
Förderpolitik geht es nicht um den vollständigen
Rückzug des Staates aus der Förderung der Trans-
formation. Es geht vielmehr um die Konzentration
des Staates auf die Aktivitäten, für die er die Kom-
petenz hat und für die er die Verantwortung trägt:
• Mit hoher Priorität ist der Ausbau der Infra-

struktur zu betreiben. Ostdeutschland weist im-
mer noch einen erheblichen Rückstand an öf-
fentlicher Infrastruktur auf.

• Bildungspolitik ist Ländersache. Wissenstrans-
fer von Universitäten und Fachhochschulen in
die Wirtschaft setzt leistungsfähige Hochschu-
len voraus. Dafür müssen die Länder sorgen,
auch wenn die Studentenzahlen demografisch
bedingt abnehmen werden.

• Die regionalpolitisch begründete Förderung von
Investitionen in Regionen mit unterdurchschnitt-
licher Wirtschaftskraft ist weiterhin notwendig.

• Die Förderung von Existenzgründungen ist eine
Daueraufgabe staatlicher Wirtschaftspolitik.

• Zu den Voraussetzungen einer erfolgreichen
Transformation gehören niedrige Steuersätze,
Abbau beschäftigungshemmender Regulierun-
gen, wirtschaftsfreundliche Verwaltungen, Ge-
staltung der „weichen Standortfaktoren“.

Abbildung 6:
Subventionsintensität in Ostdeutschland und West-
deutschland
- Subventionen in DM je 1.000 DM Bruttoinlandsprodukt -
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Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Subventionsbe-
richte.

Ein Teil dieser Aktivitäten (Bildungspolitik,
Regionalförderung, Existenzgründung, Steuersys-
tem) ist kein ostdeutsches Spezifikum, sondern in
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Westdeutschland gleichermaßen geboten. Auf die-
sen Feldern geht es nicht (mehr) um die Formulie-
rung einer Sonderpolitik für Ostdeutschland. Be-
reiche wie die Regionalförderung bedürfen keiner
Ost-West-Differenzierung; vielmehr können sie
nach bundeseinheitlichen Kriterien ausgestaltet
werden.18 Dies ist anders im Bereich der Infra-
struktur; hier ist der Handlungsbedarf im Osten
deutlich größer als im Westen.

Ein spezifisches Problem in Ostdeutschland ist
nach wie vor die soziale Flankierung der Trans-
formation. Ostdeutschland hat Belastungen insbe-
sondere in Form massiv anschwellender Arbeitslo-
sigkeit zu spüren bekommen (während West-
deutschland durch die Transformation „nur“ finan-
ziell belastet ist). Staatliche Arbeitsangebote als
sozialpolitische Maßnahme zugunsten von beson-
deren Problemgruppen des Arbeitsmarktes (Älte-
ren) in Regionen mit extrem hoher Arbeitslosigkeit
behalten ihre Berechtigung.

So notwendig intensive staatliche Förderung
der Wirtschaft war, lassen sich die Grenzen staat-
lichen Handelns nicht übersehen. Die Arbeits-
marktpolitik ist hierfür ein Beispiel. Arbeitsmarkt-
politik umfasst staatliche Aktivitäten wie Fortbil-
dung und Umschulung oder Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen, deren Ziel es ist, Arbeitslosen den
Übergang in den ersten Arbeitsmarkt zu ermög-
lichen oder zu erleichtern. Im Erfolgsfall wird da-
durch Arbeitslosigkeit verringert. Dies ist der Ar-
beitsmarktpolitik in Ostdeutschland nur unzurei-
chend gelungen.19 Erstens sind arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen für die meisten Teilnehmer nicht
die erhoffte Brücke in reguläre Beschäftigung;
ABM-Teilnehmer finden sich zu rund zwei Drittel
unmittelbar nach Ablauf der Maßnahme in der Ar-
beitslosigkeit wieder. Es gibt Anzeichen, dass sich
die Beschäftigungschancen sogar verschlechtern:
Maßnahmeteilnehmer werden Suchbemühungen
nach einem Arbeitsplatz reduzieren; mitunter qua-
lifizieren Maßnahmen für Tätigkeitsfelder, für die
es dann keinen Bedarf mehr gibt. Zweitens werden
durch die Maßnahmen nicht wie gewünscht in
vollem Umfang zusätzliche (wenn auch subventio-
nierte) Arbeitsplätze geschaffen; vielmehr lösen

                                                     
18 Im Ergebnis würden derzeit allerdings in Ostdeutschland

vergleichsweise mehr Regionen als in Westdeutschland
unter die Kriterien fallen.

19 Zur Arbeitsmarktpolitik vgl. SCHNEIDER, H. u. a.: Stei-
gerung der Effizienz und Effektivität der Arbeitsmarktpoli-
tik in den neuen Ländern. Gutachten im Auftrag des Bun-
desministeriums der Finanzen, IWH, Mai 2000, erscheint
demnächst als IWH-Sonderheft.

die Maßnahmen Verdrängungseffekte aus, indem
reguläre Arbeitsplätze durch staatlich subventio-
nierte Arbeit verdrängt werden. Drittens sind ar-
beitsmarktpolitische Aktivitäten kostspielig (teurer
als die Finanzierung von Arbeitslosigkeit), und die
zusätzlich aufzuwendenden Mittel fehlen dem
Staat an anderer Stelle. Weil Arbeitsmarktpolitik
wegen der hohen Kosten nicht flächendeckend
durchgeführt werden kann, ist sie viertens un-
gerecht, weil sie Maßnahmen nur für den geringe-
ren Teil der Betroffenen ermöglicht. Schließlich ist
fünftens denkbar, dass durch das „Verstecken“ ei-
nes (nennenswerten) Teils der Arbeitslosigkeit in
Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik der Druck auf
die Lohnpolitik zu einem beschäftigungsfördern-
den Kurs abgeschwächt werden kann.

Inzwischen hat der Umdenkprozess stattgefun-
den. Arbeitsmarktpolitik wird nicht mehr ernsthaft
als Instrument zur Lösung der Arbeitslosigkeit
begriffen (was nicht bedeutet, dass effizient aus-
gestaltete Instrumente der Arbeitsmarktpolitik ih-
ren Sinn verloren hätten). Insgesamt hat der Staat
gelernt, dass seine Maßnahmen an Wirkungsgren-
zen stoßen. Dies zeigt sich auch in anderen För-
derbereichen, etwa bei der Förderung privater In-
vestitionen.

Diskutiert wird, ob die spezifische Investitions-
förderung durch Investitionszulagen über das bis-
lang geplante Ende im Jahr 2004 hinaus erhalten
bleiben soll.20 Insgesamt hat der Staat von 1991 bis
1999 rund 20,7 Mrd. DM an Investitionszulagen
gewährt. Spezifische Abschreibungserleichterun-
gen für Bauinvestitionen sind bereits abgeschafft,
mit Recht, denn zunehmende Leerstände bei Woh-
nungen und gewerblichen Immobilien zeigen, dass
kein Bedarf mehr vorhanden ist, der besondere
staatliche Förderung rechtfertigen könnte.

Die Investitionszulagen waren im Sinne eines
„Nachteilsausgleichs“ erforderlich, um den Start-
nachteil ostdeutscher Unternehmen gegenüber
etablierter Konkurrenz (Mangel an marktfähigen
Produkten, Kapitalschwäche, geringe Erfahrungen
im Wettbewerb) zu mildern. Doch im Jahre 2004,
dann immerhin bald 15 Jahre nach Einführung der
D-Mark, sollte sich kein Unternehmen mehr auf
„Startnachteile“ berufen. Soweit sich die Unter-

                                                     
20 Um Missverständnissen vorzubeugen, sei betont, dass hier

nur die Investitionszulagen angesprochen werden, auf die
ein Rechtsanspruch besteht. Nicht gemeint sind die Inves-
titionszuschüsse im Rahmen der Regionalpolitik (Gemein-
schaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur), deren Vergabe (bis zum bundesweit normierten
Förderhöchstsatz) im Ermessen der Länder liegt.
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nehmen an den Märkten etabliert haben, benötigen
sie keine Förderung mehr; weitere Förderung
würde hier nur Mitnahmeeffekte erzeugen. Wenn
Unternehmen auch nach Jahren noch Verluste ma-
chen, sollten sie nicht mehr gefördert werden.

Gelegentlich wird für die Fortführung der In-
vestitionsförderung mit dem Argument geworben,
anderenfalls seien Standorte gefährdet. Ostdeut-
sche Tochterfirmen internationaler Unternehmen
sehen sich im firmeninternen, aber weltweiten
Wettbewerb um Investitionen beeinträchtigt, wenn
sie nicht mehr auf Investitionsförderung zurück-
greifen können.21 Dieser Fall ist heikel. Wenn
Firmen für Erweiterungsinvestitionen und erst
recht für Ersatzinvestitionen auf Investitionszula-
gen angewiesen bleiben, ist das ein Indiz dafür,
dass hier Strukturen vorliegen, die ohne dauerhafte
Subventionen nicht überlebensfähig sind. Dem
sollte der Staat gerade nicht Vorschub leisten.

Für die Fortführung der Investitionsförderung
spricht nicht, dass der Aufholprozess bei der Pro-
duktivität ins Stocken geraten ist. Der private Ka-
pitalstock Ostdeutschlands liegt zwar unter dem
vergleichbaren Kapitalstock Westdeutschlands.
Die Kapitalintensität, das Bruttoanlagevermögen je
Erwerbstätigen, erreicht 76 Prozent (1998) des
westdeutschen Niveaus.22 Das widerspiegelt sich
in der niedrigeren Produktivität. Doch ist damit
keine „Kapitallücke“ indiziert, die zu schließen
Aufgabe des Staates wäre.

In einigen Sektoren ist schon wegen der Fak-
torpreisrelation (Verhältnis von Arbeitskosten zu
Kapitalkosten) mit einer niedrigeren Kapitalinten-
sität zu rechnen. Das betrifft z. B. die Dienstleis-
tungen: hier werden die Kapitalkosten nicht (mehr)
subventioniert und sind damit denen in West-
deutschland vergleichbar; andererseits sind die
Löhne niedriger als in den alten Ländern. Diese
Konstellation begünstigt eine vergleichsweise ar-
beitsintensive Produktion.

In der Industrie sind zwar die Löhne ebenfalls
niedriger als im Westen, aber wegen der noch be-
                                                     
21 Ein Beispiel liefert die Chemie. Nach Aussagen des Vorsit-

zenden der Geschäftsführung von BASF-Schwarzheide
(Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 28.3.2000) sind In-
vestitionen an diesem Standort nur möglich gewesen, weil
mit Wirtschaftsförderung logistische Nachteile des Stand-
orts (fehlende Anbindung an Wasserstraßen) ausgeglichen
wurden. Wenn Fördermittel ab 2004 auslaufen, müssten
andere Vorteile (deutlich niedrigere Arbeitskosten an die-
sem Chemiestandort) bewahrt bleiben.

22 Vgl. hierzu und zum Folgenden RAGNITZ, J.: Warum ist
die Produktivität ostdeutscher Unternehmen so gering?,
a. a. O.

stehenden Kapitalsubventionen trifft das auch für
die Kapitalkosten zu.23 Die Faktorpreisrelation ist
damit der in Westdeutschland ähnlich; und so
überrascht es nicht, dass die Kapitalintensität der
ostdeutschen Industrie mit 88,6 Prozent der in den
alten Ländern schon recht nahe kommt. Die
verbleibende Differenz reflektiert Unterschiede in
der Betriebsgrößenstruktur: ostdeutsche Industrie-
betriebe sind im Durchschnitt kleiner als westdeut-
sche (vgl. Tabelle 1); erfahrungsgemäß liegt die
Kapitalausstattung der Arbeitsplätze in großen
Betrieben über der in kleinen.

Die Ausweitung des Kapitalstocks muss durch
die Expansionspotentiale der ostdeutschen Unter-
nehmen gerechtfertigt sein. Wenn sie das ist, wird
die Finanzierung der Kapitalausweitung über die
normalen Finanzmärkte inzwischen unproblema-
tisch sein.24 Der Staat hat an dieser Stelle keine
Verpflichtung mehr – jedenfalls nicht außerhalb
der Förderung von Existenzgründungen und der
regionalpolitisch begründeten Förderung von Un-
ternehmen.

In dem vom Staat gesetzten Rahmen wird sich
die Transformation fortsetzen, und zwar als
Marktprozess: innovative und risikobereite Unter-
nehmen müssen (und werden) im Wettbewerb an
Märkten herausfinden, welche Produktionen renta-
bel durchgeführt werden können. Das Manko ist
der Faktor Zeit. Unternehmen, auch wettbewerbs-
fähige, brauchen Zeit, ihr Marktvolumen auszu-
weiten, neue Märkte zu erschließen und gegenüber
der Konkurrenz einen Wachstumsvorsprung her-
auszuholen. Es wäre falsch zu glauben, der Staat
könne den Prozess beliebig beschleunigen. Der
Staat ist den Unternehmern unterlegen, wenn es
darum geht, Märkte und wirtschaftliche Chancen
abzuschätzen; und er ist auch nicht dazu da, an-
stelle von Unternehmern das Risiko wirtschaft-
licher Aktivitäten zu übernehmen. Ein aktiver Staat

                                                     
23 Der Subventionseffekt der Kapitalkosten kann im Mittel auf

13,6 Prozent geschätzt werden. Vgl. RAGNITZ, J. u. a.:
Simulationsrechnungen zu den Auswirkungen einer Kürzung
von Transferleistungen für die neuen Bundesländer, a. a. O.

24 In den Anfangsjahren war dies anders, da die Kreditgeber
die Risiken neugegründeter, überwiegend kapitalschwacher
Unternehmen nicht einschätzen konnten (oder sie pessi-
mistisch beurteilten) und deswegen mit der Kreditvergabe
zurückhaltend bleiben. Eine theoretische Analyse dieser
Konstellation bietet NEYER, U.: Fehlallokation von Kapi-
tal als Folge asymmetrisch verteilter Informationen auf den
Kreditmärkten – Implikationen für den Aufbauprozess der
ostdeutschen Wirtschaft. Schriften des IWH, Band 7. No-
mos-Verlag. Baden-Baden, (erscheint demnächst).
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ist erforderlich: aber nicht als Substitut, sondern
als Komplement für Marktprozesse.

Solidarpakt II: zum Nutzen des Ganzen

Ostdeutschland bleibt in den kommenden Jah-
ren auf hohe finanzielle Zuflüsse aus West-
deutschland angewiesen. Dass weiterhin Geldbe-
träge fließen müssen, fördert die emotionale
Wahrnehmung der Transformation als bloßen
Verteilungskonflikt zwischen West und Ost. In den
vergangenen zehn Jahren ist es der Politik nicht
gelungen, die stereotype Konfrontation West ver-
sus Ost zu überwinden und durch eine das gesamte
Deutschland ins Blickfeld rückende Sichtweise zu
ersetzen. Aus gesamtdeutscher Sicht geht es bei
den Transfers eben nicht darum, West-Ost-Um-
verteilung zu organisieren, sondern darum, das
Wirtschaftspotenzial Ostdeutschlands zu entwi-
ckeln. Das liegt im Interesse der neuen Länder,
aber der alten Länder ebenfalls; denn ein mangel-
haft entwickelter Osten löste soziale Folgekosten
aus, die letztlich der Westen tragen müsste.

Bund, ostdeutsche und westdeutsche Länder
verhandeln seit Mitte 2000 die Fortsetzung des
Solidarpaktes über das Jahr 2004 hinaus („Solidar-
pakt II“). Bis zu diesem Jahr laufen besondere
Fördermaßnahmen zugunsten der neuen Länder im
Umfang von rund 25 Mrd. DM (ohne Länderfi-
nanzausgleich) aus. Der Solidarpakt erfasst nur ei-
nen Teil der gesamten „Transferleistungen“ für die
neuen Länder. Tabelle 7 enthält die relevanten Werte.

Unter „Transferleistungen“ werden hier die
über öffentliche Kassen und die Sozialversiche-
rung (Arbeitslosenversicherung, Rentenversiche-
rung) vermittelten Finanzströme von West-
deutschland nach Ostdeutschland verstanden. Sie
beliefen sich 1999 brutto auf 195 Mrd. DM und
netto (nach Abzug der Rückflüsse, also der in Ost-
deutschland erhobenen Sozialversicherungsbei-
träge und der dort entstandenen Steuereinnahmen
des Bundes) auf 144 Mrd. DM.

Nur der kleinere Teil der Bruttotransferzahlun-
gen (47 Mrd. DM) beruht auf Sonderleistungen
zugunsten der neuen Länder. Der größere Teil (148
Mrd. DM) umfasst Zahlungen, die sich aus bun-
deseinheitlichen Regelungen ergeben (zum Bei-
spiel Bundesstraßen, Wohngeld, Bafög, Verteidi-
gung, Personalausgaben des Bundes) und dem
Grunde nach in den alten Ländern ebenfalls anfal-
len. Aber auch diese Zahlungen werden überwie-
gend aus westdeutschem Steueraufkommen finan-
ziert, da die dem Bund aus ostdeutschen Quellen
zufließenden Mittel geringer sind als die Ausgaben.

Tabelle 7:
Transferzahlungen für die neuen Bundesländer 1999
- in Mrd. DM, wenn nicht anders angegeben -

Zahlungen für staatliche Aufgaben, die in gleicher
Form auch in Westdeutschland anfallen und in der
Regel nach bundeseinheitlichen Kriterien gewährt
werden

148

Sonderleistungen zugunsten der neuen Länder:
unter anderem
• besondere Wirtschaftsförderung wie Investi-

tionszulagen, ein Teil der Gemeinschaftaufgabe
Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur, Innovationsförderung (5,4)

• Leistungen des Bundes für den
Infrastrukturausbau (7,7)

• sozialpolitisch motivierte Leistungen wie Teile
der Arbeitsmarktpolitik (11), Überführung von
DDR-Zusatzversorgungen in das Rentensystem
(2), Zuschüsse an die Eisenbahn zur Finan-
zierung überhöhten Personalbestands der
Reichsbahn (3)

• Bundesergänzungszuweisungen wie Abbau tei-
lungsbedingter Sonderlasten, Ausgleich unter-
durchschnittlicher kommunaler Finanzkraft (14)

47

Bruttotransfers insgesamt 195

davon Ausgaben für:

Wirtschaftsnahe
Infrastruktur 12,6 %

Wirtschaftsförderung 5,9 %

Sozialpolitisch
motivierte Ausgaben 51,6 %

Ungebundene
Zuweisungen 24,6 %

nicht zuzuordnen 5,4 %

Rückflüsse 51

Nettotransfers insgesamt 144

davon:

Bund 89

Westdeutsche
Länder/Gemeinden 12

Sozialversicherung 36

EU 7

ABL 4,4 %
Nachrichtlich:
Nettotransfers in %
des Bruttoinlandsprodukts NBL 32,8 %

Nachrichtlich:
Schätzung der bis 2004 auslaufenden
Fördermaßnahmen für die neuen Länder
(ohne Länderfinanzausgleich), darunter:
• Investitionszulagen (3,8 auf der Basis des

Jahres 2000)
• Sonderbedarfs-Ergänzungszuweisungen (14)
• Finanzhilfen des Bundes für Infrastrukturinves-

titionen ostdeutscher Länder/Gemeinden (6,6)

25

Quellen: Bundesministerium der Finanzen; Berechnungen des
IWH.
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Um die Notwendigkeit für Transfers (der ge-
samten, nicht nur der über den Solidarpakt verein-
barten) nach 2004 einzuschätzen, empfiehlt es
sich, eine Dreiteilung der Transferzahlungen nach
ihrem ökonomischen Anlass und Zweck vorzu-
nehmen:

Auffüllung der öffentlichen Budgets zum Aus-
gleich der niedrigen Steuerkraft: Die originäre
Steuerkraft Ostdeutschlands liegt bei 34 Prozent
des westlichen Wertes (vgl. Abbildung 7).25 Der
Rückstand reflektiert die geringere Wirtschaftskraft,
die niedrigeren Einkommen (und damit einen ge-
ringeren Progressionseffekt im Steueraufkommen),
aber auch Steuervergünstigungen im Rahmen der
Wirtschaftsförderung.26 Durch Zuweisungen wird
die Finanzkraft der öffentlichen Haushalte Ost-
deutschlands deutlich angehoben (vgl. Tabelle 8).

 Ohne die Auffüllung könnten die öffentlichen
Aufgaben nur äußerst eingeschränkt wahrgenom-
men werden. Mit steigender originärer Steuerkraft
werden die Auffüllbeträge allmählich abschmel-
zen. Doch sind auch nach 2004 nur graduelle,
keine sprunghaften Verbesserungen zu erwarten.27

Daher werden auch weiterhin vergleichsweise ho-
he Auffüllbeträge für die öffentlichen Haushalte
notwendig sein. Eine weitere Frage ist, inwieweit

                                                     
25 Das Statistische Bundesamt weist bei den kassenmäßigen

Steuereinnahmen (Gemeinschafts-, Bundes-, Landes-, Ge-
meindesteuern und Zölle) vor der Steuerverteilung für das
Jahr 1998 und je Einwohner gerechnet aus: für die neuen
Länder und Berlin-Ost: 4.211 DM, für das Frühere Bun-
desgebiet: 12.360 DM. Quelle: Statistisches Bundesamt:
Tabellensammlung zur wirtschaftlichen und sozialen Lage
in den neuen Bundesländern, Arbeitsunterlage, Ausgabe
2/99. Das originäre Steueraufkommen Ostdeutschlands je
Einwohner vor Kindergeld liegt allerdings mit rund 37 Pro-
zent des westdeutschen Niveaus etwas höher.

26 Die kumulierten Wirkungen von Investitionszulagen, Er-
stattungen nach § 46 EStG sowie der 1996 eingeführten
Eigenheimzulage auf das kassenmäßige Steueraufkommen
für die Jahre 1991 bis 1998 ist der folgenden Tabelle zu
entnehmen.

Bruttoauf-
kommen

Abzüge Steuerauf-
kommen Kasse

Einkommensteuer Ost 13.917 35.236a -21.320
( - ) ( - )

Einkommensteuer West 460.084 254.463a 205.620
(55,3) (44,7)

Körperschaftsteuer Ost 13.036 12.287b 749
(94,3) (5,7)

Körperschaftsteuer West 246.419 19.807b 226.611
(8,0) (92,0)

a Erstattungen, Eigenheimzulage, Investitionszulage. – b Erstattungen, In-
vestitionszulage. – Klammerausdrücke in Prozent des Bruttoaufkommens.
Quellen: Bundesministerium der Finanzen; Berechnungen des IWH.

27 Mit Auslaufen des Investitionszulagengesetzes im Jahr
2004 wird allerdings das kassenmäßige Steueraufkommen
erhöht.

Nachholbedarf insbesondere bei der Infrastruktur
besteht, der zusätzliche Finanzierungsmittel erfor-
dert. Um die Auffüllung der öffentlichen Budgets
unter besonderer, aber nicht alleiniger Berücksich-
tigung der Infrastrukturdefizite geht es im Wesent-
lichen beim Solidarpakt II.

Abbildung 7:
Steuerkrafta Ostdeutschlands in Relation zu West-
deutschland (Westdeutschland = 100)
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a Kassenmäßige Steuereinnahmen des Bundes, der Länder und Ge-
meinden (vor der Steuerverteilung) je Einwohner.

Quelle: Statistisches Bundesamt.

Tabelle 8:
Kassenmäßige Steuereinnahmen der Länder und
Gemeinden (Gemeinschafts-, Landes- und Gemein-
desteuern) vor und nach Steuerverteilung 1998
- in DM je Einwohner -

vor nach

Brandenburg 3.752 5.656

Mecklenburg-Vorpommern 3.064 5.701

Sachsen 3.527 5.582

Sachsen-Anhalt 3.209 5.645

Thüringen 3.104 5.590

Quelle: Statistisches Bundesamt.

Mitfinanzierung von Sozialleistungen: Die in
Ostdeutschland bestehenden Ansprüche auf Sozi-
alleistungen, insbesondere Arbeitslosengeld und
Renten, übersteigen das eigene Beitragsaufkom-
men um rund 26 Mrd. DM; die fehlenden Beträge
werden durch Mittel ausgeglichen, die aus west-
deutschen Beitragsaufkommen stammen. Ein Ab-
schmelzen der Transfers setzt voraus, dass die Ge-
samteinkommen und damit die Beitragseinnahmen
beschleunigt steigen und dass vor allem die Anzahl
der Arbeitslosen zurückgeht. Die mittelfristigen
Perspektiven lassen beides nur in begrenztem Um-
fang erwarten.
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Mitfinanzierung von Wirtschaftsförderung: Die
Förderung der Wirtschaft, sei es direkt durch Sub-
ventionen wie Investitionszulagen, sei es indirekt
durch den Ausbau der wirtschaftnahen Infrastruk-
tur, war unumgänglich, um den Transformations-
prozess in Gang zu setzen. Die Finanzierung aus
eigenerwirtschafteten Mitteln hätte Ostdeutschland
überfordert; daher war die Mitfinanzierung durch
Transfers notwendig. An anderer Stelle ist begrün-
det worden, welche Formen der Wirtschaftsförde-
rung weiter notwendig bleiben (Investitionszu-
schüsse im Rahmen der Regionalpolitik), welche
gegebenenfalls auslaufen können (zum Beispiel
Investitionszulagen). Aus letzterem ergibt sich ein
Potenzial für das Abschmelzen von Transfers.

Welches Finanzvolumen Ostdeutschland nach
2004 im Rahmen des Solidarpakts II zufließen
wird, ist Mittte 2000 offen, denn letztlich ist es
Verhandlungssache. Dabei werden vor allem drei
Abwägungen eine Rolle spielen.

Erstens geht es um die Einschätzung der Infra-
strukturlücke. Ostdeutschland verweist auf einen
immer noch erheblichen Nachholbedarf bei der
Infrastruktur. Nach Untersuchungen des RWI kann
die Infrastrukturlücke bezogen auf das Jahr 2005
nominal mit 320/360 Mrd. DM (ohne/einschließ-
lich Bund) beziffert werden. Mit einem methodisch
anderen Ansatz kommt das DIW auf einen Wert
von 280/330 Mrd. DM (ohne/ einschließlich Bund)
und damit auf die gleiche Größenordnung.28 In
qualitativer Hinsicht besteht großer Nachholbedarf
in den Bereichen Straßenbau, Wasserwirtschaft
(hier vor allem Trinkwassernetz, Neu- und Ausbau
von Aufbereitungsanlagen und Behältern, Abwas-
sernetz) und in der baulichen und technischen
Ausstattung des Bildungssektors. Hingegen lässt
sich im Gesundheitswesen nach dem Aufbau der
letzen Jahre kein größerer Nachholbedarf mehr
feststellen.

Wird der Nachholbedarf bei der Infrastruktur
dem Grunde nach anerkannt, bleibt immer noch zu
fragen, mit welchem Tempo er beseitigt werden
soll. Zu bedenken ist, dass Infrastrukturbedarf, der
als Vorleistung für wirtschaftliche Aktivitäten oder
zur Sicherung ökologischer Standards notwendig
ist, nur aufgeschoben, aber nicht aufgehoben wer-
den kann. Zuwarten lässt die Kosten im Allgemei-
nen anschwellen. Dies spricht dafür, eine an-
spruchsvolle Infrastrukturinitiative zu vereinbaren.

                                                     
28 Vgl. DIW; ifo; IWH; RWI; ILS: Solidarpakt II – Infra-

strukturelle Nachholbedarfe Ostdeutschlands, März 2000
(unveröffentlicht).

Kurzfristig werden Bund und westdeutsche Länder
durch die Mitfinanzierung dann zwar stärker be-
lastet, dem stehen jedoch Minderausgaben in der
Zukunft gegenüber.

Zweitens: Kürzungen bei den Mittelzuflüssen
für ostdeutsche öffentliche Budgets entlasten Bund
und westdeutsche Länder netto weniger, als es dem
Bruttokürzungsbetrag entspricht. Eine Kürzung der
Transfers würde die verfügbaren Einkommen Ost-
deutschlands senken (zum einen durch die unmit-
telbare Senkung der Transfers, zum anderen da-
durch, dass Nachfrage ausfällt, die zu einer Reduk-
tion des Bruttoinlandsprodukts führt). Zwar macht
die Mittelkürzungen Finanzvolumina frei, die für
andere Zwecke verwendet werden können, und
hieraus kann sich wieder ein expansiver Effekt er-
geben. Doch sprechen Modellrechnungen dafür,
dass für eine erhebliche Anzahl von Jahren ein
Einkommensrückgang stattfindet.29 Mit dem dämp-
fenden Effekt auf die Wirtschaftsleistung wird sich
das Verhältnis von Sozialleistungen zu Beitrags-
einnahmen verschlechtern. Es ist dann mit einem
anschwellenden Strom sozialpolitisch bedingter
Transfers zu rechnen, der auch zulasten des Bun-
des und der westdeutschen Länder geht.

Drittens: Gegenstand des Solidarpakts II wird
neben dem Finanzvolumen die Verwendung der
Mittel sein. Die Zahler (Bund und westdeutsche
Gebietskörperschaften) mögen eine enge Zweck-
bindung fordern. Dagegen spricht, dass in den ost-
deutschen Regionen unterschiedliche Anforderun-
gen, zum Beispiel beim Infrastrukturbedarf, beste-
hen. Die effiziente Verwendung der öffentlichen
Mittel kann am besten vor Ort entschieden werden.
Das spricht für ungebundene Zuweisungen. Die
ostdeutsche Politik hat dann umso mehr dafür ge-
radezustehen, dass unterbleibt, was als „öffentliche
Verschwendung“ empfunden werden könnte. Die
Transferzahlungen sollen die Transformation un-
terstützen. Zufließende Mittel mit Priorität für Infra-
strukturinvestitionen, nicht für Lohnanhebungen
im öffentlichen Dienst oder für den Ausbau von
Sozialleistungen zu verwenden, liegt im Interesse
der Transformation. Überdies wäre es ratsam, be-
stehende Förderprogramme regelmäßig auf ihre
Effizienz hin zu evaluieren.

Rüdiger Pohl
(rph@iwh.uni-halle.de)

                                                     
29 Vgl. RAGNITZ, J., u. a.: Simulationsrechnungen, a. a. O.,

S. 55.
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